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Einkommensverwaltung verbeirateter Personen
Sachverhalt

Vorgeschichte: Bei Frau M. , geb. 1953, besteht seit dem 28. September 1995 eine Beiratschaft gemäss Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB. Diese Massnahme wurde damals errichtet, weil Frau M. ihren finanziellen Verpflichtungen nicht mehr nachkam, ihr Vermögen innert kürzester Zeit ausgab und unter Depressionen litt. Seit meinem Stellenantritt in X. am 1.11.2002 führe ich diese Massnahme.
Seit dem 1.8.1997 erhält Frau M. eine IV-Rente. Danach folgte eine jahrelange Auseinandersetzung mit der Pensionskasse, weil unklar war, ob Frau M. eine PK-Rente zugute hat oder die Auszahlung aus dem Freizügigkeitskonto. Im Juni 04 schlug der damit beauftragte Anwalt vor, dass Frau M. die Auszahlung des Freizügigkeitskontos akzeptieren soll, weil das Prozessrisiko zum Durchsetzen einer Rente zu gross sein. 
Im weiteren wurde Frau M. mit Verfügung vom 10.12.2003 rückwirkend ab 1999 EL gutgesprochen. 

Problemstellung: Frau M. wurde bis zur Auszahlung des Freizügigkeitskontos sozialhilferechtlich unterstützt. Seither führe ich bei ihr die Vermögens- und Einkommensverwaltung. Frau M. ist gehbehindert und seit 2000 auf die hauswirtschaftliche Hilfe der Spitex angewiesen. Die Rechnungskopie der Spitex hat sie zuerst meinem Vorgänger, später mir gebracht. Mit dem Gutsprechen der EL-Leistungen hätten die Rechnungen der Spitex an die IV eingereicht werden müssen. Es gab bei uns jedoch ein internes Kommunikationsproblem, indem ich automatisch annahm, dass die Buchhaltung die Rechnungen automatisch an die EL weiterverrechnet. Die Buchhalterin ist ebenfalls automatisch von der Annahme ausgegangen, dass Frau M. die Originale selbst der EL einreicht, weil sie diese bei sich behielt.
Im Juni 2005 verlangte Frau M. wie früher schon häufiger einen Kontoauszug und fragte mich, ob die Spitexleistungen nie eingefordert wurden. Meine Abklärungen ergaben, dass Missverständnis. Ich verlangte daraufhin von Frau M. die Originalrechnungen, welche sie mir nicht geben wollte, weil sie sie verschrieben habe. Wir verlangten daraufhin bei der Spitex einen Zusammenzug der Rechnungen, welche die Spitex aus Kapazitätsgründen erst im Herbst lieferte. Die Rechnungen wurden daraufhin eingereicht. Da sie jedoch nur 15 Monate rückläufig verrechnet bleibt ein ungedeckter Betrag von Oktober 02 bis Juni 04 in der Höhe von ca. Fr.11'000.00.
Frau M. kam kürzlich zu einem Gespräch und meinte, ihr Anwalt habe gesagt, wir hätten ja eine Haftpflichtversicherung welche das bezahlen könne. Bei unserem heutigen Gespräch erzählte sie mir eine neue Version, als ich ihr den Stand der Abklärungen mitteilte und sagte, dass wir noch rechtliche Abklärungen machen werden. Sie sagte, sie habe bereits vor einem Jahr  gefragt ob die EL eingefordert würden (was nicht stimmt). Als ich ihr sagte, dass ich sofort nachdem sie mich fragte, mit den Abklärungen begann, meinte sie ob sie in Zukunft alles eingeschrieben mitteilen müsse oder noch besser einen Zeugen für die Gespräche mitnehmen soll. 
Fragestellung: Inwieweit bin ich als Beirätin verantwortlich, weil die Belege zu spät eingereicht wurden? Gibt es bei urteilsfähigen verbeirateten Personen eine "Mitverantwortungspflicht" im konkreten Fall und im allgemeinen.
Zur Person: Frau M. ist ausgebildete Radiologieassistentin. Sie arbeitete früher in verschiedenen Spitälern und in einem Forschungsinstitut. Sie besteht darauf soviel wie möglich selbständig zu erledigen und überrascht mich immer wieder mit selbständigen Aktionen. Sie wünschte im Feb. 05, dass die gesetzliche Massnahme "gelockert "werde. Gleichzeitig muss ich ihren Hang zum Geldausgeben bei jedem Gespräch bremsen. 
Einige Beispiele ihrer Selbständigkeit: 
- Sept. und Nov. 04 fragte die IV an, ob sie ihr eine Privatputzfrau finanzieren würden. 
- Wollte die neuen Spitexrechnungen unbedingt selbst bestellen 
- Die fehlenden EL-Rückerstattungen sah sie als erste im Kontoauszug 
- Bringt unaufgefordert eine saubere Aufstellung der Spitexbeträge bis ins Jahr 1999 mit in der Höhe von Fr. 22'000.00 und meinte, sie habe mit dem Anwalt gesprochen, er sei der Meinung, wir sollen ihr
  die ausstehenden Beträge überweisen, wir hätten ja eine Haftpflichtversicherung. Gleichzeitig war sie unzufrieden, weil ich zur Berninanähmaschine für Fr. 1'500.00 nicht ja sagte.
- Heute brachte sie einen Brief mit, welchen sie ohne Rücksprache mit mir am 7.12. an die IV geschrieben hat, in bestem Deutsch, mit der Bitte, eine Kostenübernahme durch externe Personen für
  erbrachte Leistungen abzuklären. (Posten, Fensterputzen). 
- Als ich ihr heute wieder erklärte, dass die Bernina-Nähmaschine zu teuer sei und sie die Nähmaschine vom Migros oder Manor nehmen soll meinte sie, dann telefoniere ich halt in die Berninawerke, drücke auf die 
  Tränendrüse und frage ob sie für eine arme IV-Rentnerin nicht einen Sonderrabatt geben. 
Erwägungen

1. Die Beiratschaft beschlägt in ihrer Ausgestaltung als Verwaltungsbeiratschaft (Art. 395 Abs. 2 ZGB) ausschliesslich das Vermögen, und als Mitwirkungsbeiratschaft (Art. 395 Abs. 1 ZGB) einzelne Rechtshandlungen von grösserer Bedeutung. Keine der drei Arten der Beiratschaft (Mitwirkungs-, Verwaltungs- und kombinierte Beiratschaft) führt dagegen zur Entziehung des Verfügungsbefugnis über das Einkommen (Stamme dies aus Arbeitserwerb, Renten oder Vermögenserträgen), weshalb sich der Verbeiratete in keinem Fall Handlungen des Beirates in Einkommensbelangen gefallen lassen muss, mit denen er nicht einverstanden ist (Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 29 und 119 zu Art, 395 ZGB).
2. Beschränkt die Beiratschaft die Befugnisse des Verbeirateten in Einkommensbelangen nicht, heisst dies noch nicht, dass für den Beirat alle Einkommensbelange ausgeblendet werden können. Vielmehr kann die fehlende Geltendmachung von Rechten und Ansprüchen dazu führen, dass das Vermögen des Verbeirateten geschädigt und damit die Ziele der Vermögensverwaltung unterlaufen werden. Deshalb gehört auch die Einziehung und Geltendmachung von Vermögenseinkünften, von Forderungen, andern Einkünften und Rechten zu den Aufgaben des Vermögensbeirates (Zürcher Kommentar Egger N 76 zu Art. 395 ZGB; Berner Kommentar Schnyder/Murer N 130 zu Art. 395 ZGB), wenngleich in der bundesgerichtlichen Praxis diesbezüglich andere Ansätze zu finden sind, welche sich allerdings mit dem Problem der Vermögensschädigung nicht auseinandersetzen (BGE 119 V 264).
3. Der Beirat hat die Möglichkeit, weitere Einkommensbelange kraft Vollmacht des Verbeirateten, welchem in diesen Belangen die Handlungsfähigkeit nicht entzogen ist und ihn deshalb ermächtigt, entweder selbst zu handeln oder einem Dritten eine Vollmacht zu erteilen, zu bewirtschaften. Je nach dem, wie sich eine Betreuungsarbeit zwischen Beirat und Verbeiratetem eingespielt hat, kann diese Vollmacht auch mündlich oder konkludent (stillschweigend) erfolgt sein. Der Fallschilderung ist diesbezüglich nicht genau zu entnehmen, was Usanz war. So oder anders gehört es allerdings wie dargelegt zu den Aufgaben und Sorgfaltspflichten des Beirates, Rechte (wie die EL-Ansprüche) einzufordern. Wenn dies aufgrund von betriebsinternen Kommunikationsmängeln unterbleibt, muss sich dies der Beirat anrechnen lassen (Art. 426 ZGB). Eine Mitverantwortung der Verbeirateten kann den Beirat/die Beirätin nicht entlasten, weil letztlich die Vermeidung von Schäden aus Einkommensverlusten zufolge ungenügender Geltendmachung von Rechtsansprüchen der Beirätin obliegt. Aus diesem Grund ist der entstandene Schaden der Versicherung anzuzeigen und ein allfälliger Selbstbehalt durch die Gemeinde zu bezahlen.
4. Im vorliegenden Fall stellt sich die Frage, ob die Beiratschaft eine auf die Schwächen und Bedürfnisse der betreuten Person zugeschnittene Massnahme sei, oder ob sie zwar einer Komfortsteigerung der Betreuten dient, nicht aber einem gesetzlichen Erfordernis entspricht. Wie Sie die Kompetenzen der betroffenen Frau schildern könnte durchaus Anlass zur Annahme bestehen, die Massnahme sei überflüssig und hindere die Betroffene an der Wahrung und Entfaltung ihrer eigenen Autonomie. In solchen Fällen kann nach gründlicher Diskussion mit der Betreuten und allenfalls deren Therapeuten/Arzt der zuständigen Behörde ein Antrag auf Anpassung (wohl eher Aufhebung) der Massnahme unterbreitet werden. Es kann aber auch sein, dass sich die Betreute überschätzt und in ihrem Interesse die Massnahme fortzuführen ist. Es würde sich dann um ein Mandat handeln, bei welchem das permanente Aushandeln, Überzeugen und Aushalten zu den Charakteristika Massnahme gehören.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 16. Dezember 2005
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